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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 11 AL 55/15 B 
 
L 9 AL 230/14 (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 15 AL 60/13 (SG Aachen) 
 
 
 
…………………….., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
 

g e g e n 
 
 
Bundesagentur für Arbeit, 
Regensburger Straße 104, 90478 Nürnberg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 11. Senat des Bundessozialgerichts hat am 19. August 2015 durch 

den Vorsitzenden Richter   E i c h e r    sowie die Richter   M u t s c h l e r    und   S ö h n g e n   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 11. Juni 2015 wird als unzulässig verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 - 

 

 

  

 

G r ü n d e : 

 

Die Klägerin wendet sich selbst mit Schreiben (per Telefax) vom 20.7., 29.7. und 9.8.2015 

gegen das ihr am 26.6.2015 zugestellte Urteil des Landessozialgerichts (LSG) Nordrhein-

Westfalen vom 11.6.2015. Mit dem Urteil des LSG wurde die Berufung der Klägerin gegen den 

Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Aachen vom 25.7.2014 zurückgewiesen und die Revision 

nicht zugelassen. 

 

Der von der Klägerin erhobene "Widerspruch" kann nur als Beschwerde gegen die Nichtzu-

lassung der Revision im Urteil des LSG verstanden werden; diese entspricht jedoch nicht den 

zwingenden gesetzlichen Vorschriften. Die Klägerin muss sich vor dem Bundessozialgericht 

(BSG) gemäß § 73 Abs 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) durch einen zugelassenen Prozessbe-

vollmächtigten vertreten lassen. Sie kann eine Prozesshandlung selbst nicht rechtswirksam 

vornehmen, folglich auch nicht selbst Beschwerde einlegen. Schon die Beschwerdeschrift muss 

von einem zugelassenen Prozessbevollmächtigten unterzeichnet sein und gemäß § 160a Abs 1 

Satz 2 SGG innerhalb eines Monats nach Zustellung der Entscheidung eingelegt werden. 

Hierauf wurde die Klägerin in der Rechtsmittelbelehrung des angefochtenen Urteils des LSG 

und im Schreiben des BSG vom 21.7.2015 ausdrücklich hingewiesen. Die nicht formgerecht 

eingelegte Beschwerde ist schon deshalb nach § 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 SGG ohne Be-

teiligung der ehrenamtlichen Richter als unzulässig zu verwerfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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